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1. Die Biirgermeisterin wird beauftragt, mit der Gemeinde Kiirten eine 6ffentlich-rechtliche Ver-
einbarung zur gemeinsamen Anderung der Flichennutzungspline mit dem Ziel der Darstellung
eines interkommunalen Gewerbegebietes ,,Spitze* abzuschlieBen und dem Rat zur BeschluB3fas-
sung vorzulegen.

2. Die Biirgermeisterin wird beauftragt, die notwendigen Schritte zur Vorbereitung der Planung
zum Ausbau der L 289 einzuleiten.




Sachdarstellung / Begriindung

Mit Erlal vom 12.12.2001 hat der Chef der Staatskanzlei des Landes NRW die Darstellung des
ausgeklammerten Bereichs im iliberarbeiteten Gebietsentwicklungsplan aufgehoben und die Darstel-
lung eines Bereichs fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen ,,Spitze™ der Stadt Bergisch Glad-
bach genehmigt. Damit ist die Grundlage fiir die Aufstellung der entsprechenden Bauleitpléne ge-
geben. Die Bezirksregierung Kéln macht eine Bestitigung der Anpassung nach § 20 Landespla-
nungsgesetz vom Nachweis einer gemeinsamen Planung der Gemeinde Kiirten und der Stadt Ber-
gisch Gladbach abhingig. Dieser Nachweis ist durch die Vorlage einer 6ffentlich-rechtlichen Ver-
einbarung zu erbringen.

Die Verwaltung hat diesbeziiglich bereits erste Abstimmungsgespriache mit der Gemeinde Kiirten
gefiihrt. Der Biirgermeister der Gemeinde Kiirten hat vom Rat der Gemeinde bereits ,,griines Licht*
fiir eine gemeinsame Planung erhalten. Der Hauptausschuf3 der Stadt hat ebenfalls einen Grundsatz-
beschlull zu Zusammenarbeit gefaflit. Diese Grundsatzbeschliisse sind zu konkretisieren.

Es wird vorgeschlagen, daB die Gemeinde Kiirten und die Stadt Bergisch Gladbach die Anderungs-
verfahren ihrer jeweiligen Flichennutzungspldne und die Aufstellung entsprechender Bebauungs-
plane in enger Zusammenarbeit und Abstimmung sowohl in den Verwaltungen aber auch in den
Réten durchfiihren.

Durch einen 6ffentlich-rechtlichen Vertrag werden die Einzelheiten der gemeinsamen Planung und
Zusammenarbeit festgelegt. Er stellt bei den Moglichkeiten der interkommunalen Zusammenarbeit
die lockerste Art dar, der den Réten beider Gemeinden weiterhin die alleinige Entscheidungskom-
petenz beldBt. Fiir die stadtebaulichen Planungen wird diese Art der Zusammenarbeit fiir zweckma-
Big erachtet. Bis zur Mai-Sitzung des Hauptausschusses soll ein entsprechender Vertrag vorgelegt
werden, der nach Beratung vom Rat beschlossen werden soll. Zur Begleitung der Maflnahme wird
ein Arbeitskreis aus Vertretern beider Réte vorgeschlagen; so wire sichergestellt, da3 in jeder Phase
des Projektes die unmittelbare Information gewéhrleistet ist.

Um keine Zeit zu verlieren, wird vorgeschlagen, bereits zum jetzigen Zeitpunkt in Abstimmung mit
der Bezirksplanungsbehorde die Planungsmoglichkeiten fiir den Um/Ausbau der L 289 zu ermitteln.
Dieser Um/Ausbau war im Verfahren zum Gebietsentwicklungsplan vom Landesbetrieb Stralenbau
bei Darstellung eines Bereiches fiir gewerbliche und industrielle Nutzungen gefordert worden.
Dieser Umplanung sollten folgende Kriterien der Stadt Bergisch Gladbach zugrunde liegen: Der
Charakter der Strale in der bergischen Landschaft bleibt auch bei der zukiinftigen Trasse bewahrt,
Baumbestand bleibt erhalten oder wird ergédnzt bzw. ersetzt, Unfallschwerpunkte werden beseitigt.



	Tagesordnungspunkt 
	Sachdarstellung / Begründung 

